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Die Vorsitzende Dr. Bettina Warnecke ertffnet um 17:00 Uhr die 20. Sitzung des
Rates der Stadt Haan. Sie begruft alle Anwesenden und stellt fest, dass
ordnungsgemal’ zu der Sitzung eingeladen wurde. Sie stellt die Beschlussfahigkeit
fest.

Zur Tagesordnung:

Bgm’in Dr. Warnecke schlagt vor, den TOP 10 bezuglich der
Wohnbauflachenpotenziale von der Tagesordnung zu nehmen, da geplant sei,
hiertber in einer Sondersitzung des Ausschusses fur Stadtentwicklung, Planung und
Bau (SPUBA) ausflhrlich zu beraten.

Hiertiber herrscht einvernehmen unter den Mitgliedern des Rates.

Da keine weiteren Antrage zur Tagesordnung vorliegen, lasst Bgm'in Dr. Warnecke
uber diese abstimmen.

Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen

Offentliche Sitzung

1./ Befangenheitsmitteilungen

Protokoll:

Stv. Braun-Kohl erklart sich zu TOP 7 ,Unterbringung von Geflichteten in Haan® fir
befangen.

Stv. Kaimer teilt, ebenso wie im Haupt- und Finanzausschuss mit, dass er
Miteigentimer eines Grundstlickes am Neuen Markt sei, welches an das Grundstick
des neuen Rathauses grenze.

Eine Befangenheit des Stv. Kaimer wird jedoch seitens des Rates nicht gesehen, so
dass dieser an der Beratung und Beschlussfassung teilnehmen kann.



2./ Fragerecht fur Einwohner_innen

Protokoll:

Es liegen keine Einwohneranfragen vor.

3./ Burgerbegehren der "Initiative zum Erhalt der Haaner Kirmes von Samstag
bis Dienstag"
Vorlage: 32/039/2024

Protokoll:

Bgm’in Dr. Warnecke verweist auf die Anfrage der WLH-Fraktion bezlglich eines
moglichen Termins eines Burgerentscheides und erldutert, weshalb sich die
Verwaltung dazu entschlossen habe, den 07.07.2024 als moglichen Termin
auszumachen und dieses nicht zusammen mit der Europawahl am 09.06.2024
durchfiihren kénne.

StRD’in Kotthaus erganzt, dass eine Ausschreibung flr die Erstellung der
Wahlunterlagen aufgrund des Auftragsvolumens europaweit erfolgen muasse. Ein
entsprechender Antrag bei der Deutschen Post bezuglich der Zustellung von
Wahlunterlagen musse mindestens acht Wochen vorher eingereicht werden, so dass
eine Zusammenlegung mit der Europawahl aufgrund der kurzen Zeit nicht mdglich
sei.

Stv. Rehm mdchte wissen, ob der Beschluss auch bereits Auswirkungen auf die
Spielzeiten der Haaner Kirmes in 2024 habe.

StRD’in Kotthaus teilt mit, dass ein Beschluss, entweder des Rates oder Uber einen
Burgerentscheid, sich auch bereits 2024 auswirken werde. Die Schaustellerbetriebe
seien diesbezuglich in den Zulassungsbescheiden entsprechend Uber das noch
offene Burgerbegehren informiert worden.

Stv. Giebels halte es fur unzumutbar den Wahltermin eines Burgerentscheides zu
den Spielzeiten einer Familienkirmes auf das erste Wochenende in den
Sommerferien zu legen. Viele Familien seien da bereits im Urlaub und kénnten daher
an der Abstimmung nicht teilnehmen.

Stv. Lemke verweist hierzu auf die Mdglichkeit der Briefwahl. Weiterhin bittet er um
eine Sitzungsunterbrechung um dem anwesenden Vertreter der Schausteller die
Méoglichkeit zur Stellungnahme zu geben.



Stv. Lukat teilt mit, dass die WLH-Fraktion dem Burgerbegehren zustimmen werde.
Sie habe im letzten Jahr bereits bemangelt, dass der Beschluss zur Anderung der
Spielzeiten seitens des Rates vorschnell und ohne ausreichende Beteiligung der
Blrger_innen gefasst worden sei. Der Beschluss eines Burgerentscheides habe eine
zweijahrige Bindungswirkung innerhalb derer noch einmal in Ruhe diskutiert werden
kénne. Auch sie kritisiert den moglichen Termin fur den Blrgerentscheid.

Stv. Stracke fiuhrt aus, dass sich die SPD-Fraktion im letzten Jahr gegen eine
Verlegung der Spielzeiten ausgesprochen habe. Jedoch habe man die Diskussionen
verfolgt und sei zu dem Schluss gekommen, die Haaner_innen Uber einen
Blrgerentscheid hieriber abstimmen zu lassen. Zwar sei der Termin unglucklich,
jedoch sei durch die Moglichkeit der Briefwahl im Grunde niemand ausgeschlossen.
Sollte es jedoch madglich sein, den Termin des Burgerentscheides vorzuziehen,
werde sich die SPD nicht dagegenstellen.

Stv. Ruppert erlautert, dass es auch innerhalb der FDP-Fraktion geteilte Meinungen
bezuglich der Spielzeiten gabe. Es gabe viele sachliche Grinde, welche fur eine
Verlegung sprechen, wahrend die Begrindung gegen eine Verlegung eher auf
Emotionen und Tradition beruhe. Dies andere jedoch nichts an der Legitimitat beider
Meinungen.

Bgm’in Dr. Warnecke unterbricht die Sitzung von 17:28 — 17:38 Uhr um den
anwesenden Prasidenten des Deutschen Schaustellerbundes, Herrn Ritter, sowie
Herrn Kutscher, einem Vertreter der Bdurgerinitiative die Maoglichkeit zur
Stellungnahme zu geben.

Herr Ritter (Deutscher Schaustellerbund e.V.) sowie Herr Kutscher (Burgerinitiative
zum Erhalt der Haaner Kirmes von Samstag bis Dienstag) geben ihre
Stellungnahmen ab und werfen die Idee auf, die Spielzeit der Haaner Kirmes kunftig
von Freitag bis Dienstag auszuweiten.

Stv. Stracke teilt mit, dass die SPD-Fraktion einer Verlangerung der Spielzeit der
Haaner Kirmes von Freitag bis Dienstag folgen konne, mochte jedoch von der
Verwaltung wissen, ob dies moglich sei.

Stv. Lukat teilt mit, dass sich die WLH-Fraktion diesem Vorschlag ebenfalls
anschlie®en kénne, ansonsten jedoch dem Burgerbegehren folge.

Stv. Giebels sieht aus formellen Grinden keine Hindernisse und wirde sich dem
Vorschlag ebenfalls anschlie3en.

Stv. Kaimer teilt fur die CDU-Fraktion ebenfalls Zustimmung mit.
Stv. Rehm flihrt aus, dass sich die GAL-Fraktion dem grundsatzlich anschliel3en

konne, gibt jedoch zu bedenken, dass die Haaner Einzelhandler_innen hier durchaus
benachteiligt werden konnten.



Bgm’in Dr. Warncke formuliert daraufhin einen neuen Beschlussvorschlag und teilt
der Burgerinitiative mit, dass diese hierfur ihren Antrag zurlickziehen muissten, sofern
sie diesem Beschlussvorschlag zustimmen.

Beschlussvorschlag:

1. Der Beschluss des Rates zur Verlegung der Spieltage der Haaner Kirmes ab
2024 (Vorlage: 32-2/035/2023) vom 12.12.2023 wird aufgehoben.

2. Die Spieltage der Haaner Kirmes werden ab 2024 auf Freitag bis Dienstag,

wobei der Dienstag noch in den September fallen muss, festgesetzt.

Herr Kutscher erklart gemeinsam mit zwei weiteren Vertretern der Burgerinitiative,
dass diese ihren Antrag zur Verlegung der Spielzeiten der Haaner Kirmes unter dem
Vorbehalt des soeben vorgetragenen Beschlussvorschlages und dessen
mehrheitlicher Zustimmung durch den Rat der Stadt Haan zurlickziehen.

Beschluss:

1. Der Beschluss des Rates zur Verlegung der Spieltage der Haaner Kirmes ab
2024 (Vorlage: 32-2/035/2023) vom 12.12.2023 wird aufgehoben.

2. Die Spieltage der Haaner Kirmes werden ab 2024 auf Freitag bis Dienstag, wobei
der Dienstag noch in den September fallen muss, festgesetzt.

Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen



4./ Kindertagesstattenbedarfsplanung Fortschreibung fiir das
Kindergartenjahr 2024/2025
Vorlage: 51/092/2024

Beschluss 1:

Der Rat stimmt der vorgelegten Kindertagesstattenbedarfsplanung fur das
Kindergartenjahr 2024/2025 (1. August 2024 bis 31.Juli 2025, Anlage 1) als Ergebnis
der Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII, vorbehaltlich der Zustimmung des
Landes und der Zuschussgewahrung nach § 24 und § 38 Kinderbildungsgesetz
NRW, zu.

1. Um einen regelmaRigen Uberblick zur aktuellen Personalsituation in den
Kindertageseinrichtungen zu erhalten, beschliel3t der JHA die fortwahrende
Thematisierung von Personalthematiken der Kindertageseinrichtungen im
Rahmen der AG 78.

2. Zur Vermeidung einer moglichen Unterbelegung bzw. einer daraus folgenden
Finanzierungslicke wird weiterhin eine fortlaufende Berichterstattung zur
Belegungssituation in den Kindertagesstatten und Kindertagespflegestellen
durch die Verwaltung im JHA vorgenommen.

3. Um den Zugang zu den Kindertageseinrichtungen und zur Kindertagespflege
fur geflichtete Kinder zu erleichtern, erarbeitet die Jugendhilfeplanung
Maflnahmen, um relevante Informationen Zu frihkindlichen
Bildungseinrichtungen bedarfsgerecht und niederschwellig bereitzustellen.

4. Zur Erfassung der Betreuungsbedarfe der Familien mit neugeborenen Kindern
pruft die Verwaltung, inwiefern eine Abfrage der Betreuungsbedarfe im
Rahmen der BabybegriRungen umgesetzt werden kann.

Beschluss 2:

Der Rat stimmt der vorgelegten Detailaufschlisselung Meldeplatze fur das
Kindergartenjahr 2024/2025 (1. August 2024 bis 31. Juli 2025, Anlage 2) als Ergebnis
der Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII, vorbehaltlich der Zustimmung des
Landes und der Zuschussgewahrung nach § 24 und 38 Kinderbildungsgesetz NRW,
Zu.

1. Der Rat nimmt die Detailaufschlisselung (s. Anlage) der zu meldenden
Kinderbetreuungsplatze zur Kenntnis und beschliel3t die Meldung gegenuber
dem LVR.



2. Der Rat beschliet, dass die Verwaltung kunftige geringe Abweichungen
(Umwandlung von Stundenumfangen sowie Umwandlungen von U3- und U3-
Platzen) in der Kitabedarfsplanung eigenstandig vornehmen und gegenuber
dem LVR melden darf.

Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen

5./ MaRnahmenplan Kinderfreundliche Kommune
Vorlage: 51/093/2024

Beschluss:

Der Rat der Stadt Haan stimmt dem Aktionsplan fur das Projekt Kinderfreundliche
Kommune in der Fassung laut ,Anlage 2: Aktionsplan_NEU* zu.

Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen

6./ Bericht uber die Seniorengerechte Quartiersentwicklung
Vorlage: 50/037/2024

Beschluss:

Der Sachstandsbericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen.

Abstimmunqgserqgebnis:

einvernehmlich



7./  Unterbringung von Geflliichteten in Haan
Vorlage: 11/053/2024

Protokoll:

Stv. Lukat erlautert den Antrag der WLH-Fraktion und wirbt daflr, diesem
zuzustimmen. Es miusse verhindert werden, dass nochmals eine Sporthalle
geschlossen werden musse. Die Lésung bezlglich der Kampheider Stralde halte die
Fraktion weder fur 6konomisch noch 6kologisch.

1. Bgo. Herz erlautert, dass die Verwaltung eine langfristige und damit auch
wirtschaftliche Lésung anstrebe. Die Verwaltung rechne mit ca. 200 Gefllichteten
mehr pro Jahr, welche untergebracht werden mussten.

Stv. Lemke flhrt aus, dass die CDU-Fraktion die Ziffer 2 des Beschlussvorschlages
der WLH-Fraktion ablehne.

Stv. Rehm erkundigt sich nach dem Sachstand der Container am Neandertalweg,
welche an die Ellscheider Stra’e gebracht werden sollten.

1. Bgo. Herz teilt mit, dass dies seit langem geplant, jedoch bisher nicht umgesetzt
werden konnte. Es sei jedoch im Projektplan des Gebaudemanagements weiterhin
enthalten.

Stv. Lukat verweist auf das Schreiben des Finanzministeriums vom 05.12.2023
bezlglich des Direkterwerbs der Landesfinanzschule und zitiert hieraus. Die WLH-
Fraktion setze sich dafur ein, dort Gefluchtete unterzubringen, weshalb ein
Direkterwerb nach § 15 Abs. 3a HHG mdglich sein sollte.

Bgm’in Dr. Warnecke weist darauf hin, dass die Unterbringung von Gefllichteten
dort nicht ,weit Uberwiegend“ geplant und mdglich sei, weil das Land das gesamte
Gelande betrachtet und das Haus Westfalen im Verhaltnis zur Gesamtflache diese
Tatbestandsvoraussetzung nicht erfullt.

1. Bgo. Herz erganzt, dass die durch das Land geforderte ,uberwiegende®
Unterbringung in der vorhandenen Liegenschaft nicht mdéglich sei, da das Haus
Rheinland abgangig und mit wirtschaftlichem Mitteleinsatz nicht zu ertlichtigen sei.

Die WLH-Fraktion hat Ziffer 2 ihres Beschlussvorschlages (siehe Antrag der WLH-
Fraktion vom 18.03.2024) in dieser Sitzung zuriickgezogen. Der Sachverhalt soll im
néchsten Sitzungslauf im Mai / Juni 2024 erneut behandelt werden.

Ziffer 2 Beschlussvorschlag WLH-Fraktion:

Die Verwaltung wird beauftragt zum Direkterwerb des Areals LFS nach den
Vorgaben des Landes, dass das Areal auf einen Zeitraum von 25 Jahren
ausschliel3lich kommunal genutzt wird, u.a. fur Verwaltungseinheiten (so
aktuell das Seminargebaude), und die Unterbringung von Asylbewerbern
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(einstimmiger Ratsbeschluss vom 25.10.2022 zur Ertlichtigung Haus
Westfalen).

Die dafur notwendigen Finanzmittel werden im HH 2024 berucksichtigt.

Beschluss:

. Die Verwaltung wird beauftragt auf dem offentlichen Parkplatz Rheinische Stralle
die maximal mogliche Containeranlage zur temporaren Unterbringung von
Geflichteten zu errichten. Die Finanzmittel zum Ankauf der Containeranlage wird
im HH2024 berucksichtigt.

. Die Verwaltung wird beauftragt, die Vergabe des Neubaus einer Unterkunft fur
Geflichtete auf dem stadtischen Grundstick Kampheider Str. an einen
Totalunternehmer auf der Basis des Ratsbeschlusses vom 25.10.2022 (Vorlage
[1/027/2022) auf Prioritat 1 im Projektplan hochzustufen und mit der Bearbeitung
zu beginnen, sobald eine entsprechende Personalressource im Amt fur
Gebaudemanagement verfugbar ist.

Abstimmungsergebnisse:

zu 1.
einstimmig beschlossen
31 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen / 1 nicht teilgenommen / 1 befangen

zu 2.
mehrheitlich beschlossen
16 Ja / 15 Nein / 0 Enthaltungen / 1 nicht teilgenommen / 1 befangen

Die Stv. Braun-Kohl hat sich im Vorfeld fur befangen erklart. Sie hat daher an der
Beratung und Beschlussfassung nicht teilgenommen.

Neubau des Rathauses der Stadt Haan
hier: Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 2024
Vorlage: 65/060/2024

Protokoll:

Stv. Lukat verweist auf den Anderungsantrag der WLH-Fraktion vom 22.03.2024
(siehe Ratsinformationssystem) und erlautert diesen.
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Stv. Ruppert erlautert, dass die FDP-Fraktion dem Beschluss nicht zustimmen
konne. Vor drei Jahren sei ein Kostenrahmen von unter 30 Mio. Euro genannt
worden. Dann seien die Kosten auf ca. 43 Mio. Euro angestiegen. Er vermute, dass
die Kosten auch auf ca. 80 Mio. Euro ansteigen kénnten. Die vorgeschlagene
Losung, lediglich zwei der drei geplanten Gebaude zu errichten bringe auch gerade
einmal eine Kostenersparnis von ca. 5 %. Zudem aul3ert er Kritik an dem geplanten
Standort und weist darauf hin, dass in den angesetzten 43 Mio. Euro noch nicht die
Ausgestaltung der Raumlichkeiten enthalten sei. Grundsatzlich sei die FDP-Fraktion
zwar fur ein neues Rathaus, jedoch nicht in der dargelegten Form.

Stv. Rehm erinnert daran, dass die GAL-Fraktion bereits vor einem Jahr darauf
hingewiesen habe, dass es eine Alternativplanung geben misse, sofern die Kosten
des Bauprojektes zu stark steigen. Er verweist hierzu auch auf den abgelehnten
Antrag der GAL-Fraktion, das Rathaus auf einem Grundstlick im Technologiepark zu
errichten und das historische Rathaus weiterhin als Anlaufstelle fur die Burger_innen
weiter zu nutzen. Er mahnt an, dass das dritte Gebaude in 10 Jahren sicherlich nicht
gunstiger als heute errichtet werden konne. Dem Beschlussvorschlag der Verwaltung
kénne die GAL-Fraktion daher nicht zustimmen. Hierbei hinterfrage die GAL-Fraktion
jedoch nicht den bendtigten Raumbedarf der Verwaltung, weshalb sie dem Antrag
der WLH-Fraktion ebenfalls ablehne.

Stv. Stracke flhrt aus, dass alle Bauprojekte in den letzten Jahren teurer geworden
seien. Man sei in den Planungen des neuen Rathauses bereits sehr weit. Auch sei
die Verwaltung stets verantwortungsvoll und transparent mit dem Thema
umgegangen. Auch die Mdglichkeit des Homeoffice und des Desksharings sei bereits
in den Raumbedarfen enthalten. Bezliglich des Standortes vertrete die SPD-Fraktion
die Meinung, dass ein Rathaus in die Innenstadt gehore.

Stv. Lemke erinnert daran, dass die Standortentscheidung damals vom Rat
einstimmig getroffen worden sei. Sicherlich seien die Kosten gestiegen, dies sei
jedoch bei allen Bauprojekten der Fall. Auch die hdheren Stellenbedarfe der
vorherigen Jahre habe der Rat, zumindest mehrheitlich, beschlossen. Die Verwaltung
habe bereits das Raumprogramm so weit wie moglich verkleinert. Er verweist darauf,
dass die Alternative zu einem Neubau die Sanierung der Altbestande sei, welche
jedoch, unterstrichen durch die erneute Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, die teuerste
und somit unwirtschaftlichste Losung sei. Zudem wirde dies das Problem, dass die
Verwaltung an zig verschiedenen Standorten im Stadtgebiet verstreut sei, nicht
beheben. Die CDU-Fraktion werde daher dem Beschlussvorschlag der Verwaltung
folgen.

Stv. Lukat verweist auf die Ziffer 4 des Beschlussvorschlages. Sollte der Rat den
Beschluss aufheben, missten die entsprechenden Kosten im Haushalt eingepreist
werden. Sie mochte daher wissen, welche finanziellen Auswirkungen dies habe.

Bgm’in Dr. Warnecke erldutert, dass sich das Projekt derzeit noch in
Leistungsphase 2 befinde. Eine Kostenberechnung erfolge erst nach Leistungsphase
3. Dann wirden die entsprechenden Kosten auch im Haushalt eingepreist.
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Bgm’in Dr. Warnecke lasst im Anschluss an die Diskussion zuné&chst (iber den Antrag
der WLH-Fraktion vom 22.03.2024 (siehe Ratsinformationssystem) abstimmen.

Abstimmungsergebnis zum Antrag der WLH-Fraktion:

mehrheitlich abgelehnt
6 Ja / 24 Nein / 2 Enthaltungen / 1 nicht teilgenommen

Beschluss:

1)

Der Rat der Stadt Haan nimmt die Uberprifende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
der drei Varianten fur den ,Neubau Rathaus Haan mit VHS und Stadtarchiv® incl.
der aktualisierten Schatzungen des jeweiligen Gesamtinvestitionsvolumens zur
Kenntnis.

Der Rat beauftragt die Verwaltung, die Vorplanung (LPH 2 HOAI) Planstand
SPUBA 21.09.2023 des Rathausneubaus am unteren neuen Markt nach dem
Verzicht auf die Nutzung von Raumlichkeiten durch die Fraktionen im Rahmen der
Entwurfsplanung (LPH 3 HOAI) so planen zu lassen, dass zunachst nur die
Hauser | und Il, einschlieRlich Anbindung an die Tiefgarage Schillerstralle geplant
und gebaut werden (Variante 2) und hierfir einen Ausfihrungs- und
Finanzierungsbeschluss vorzulegen.

Die aktualisierte Kostenschatzung hierfir betragt 53,43 Mio (ohne:
Grundstickskosten, MalRnahmen  Windhovelplatz und  Einmindungen
Kaiserstralde, Umzlge, Moblierung, IT-Ausstattung und TK Endgerate, Kunst am
Bau / Kunstwerke, Projekt ,Teilsanierung Denkmal historisches Rathaus®)

Fir das laufende B-Plan-Verfahren bleibt die Vorplanung Planstand 21.09.2023
weiterhin Grundlage.

Die Verwaltung wird beauftragt, das Projekt ,Teilsanierung Denkmal historisches
Rathaus® im Projektplan so zu priorisieren, dass mit Beginn der Ausfuhrung des
Neubaus die Planung hierfur startet.

Die Ziffer 2 des Beschlusses des Rates vom 11.05.2021 ,Fiir die bauliche
Umsetzung des Rathausneubaus wird ein Kostenrahmen in Héhe von 42,8 Mio €
freigegeben.” wird aufgehoben.

Abstimmunqgserqgebnis:

mehrheitlich beschlossen
19 Ja / 13 Nein / 0 Enthaltungen / 1 nicht teilgenommen
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9./ Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und CDU
Vorlage: WTK/052/2024

Beschluss:

1)

Der geplante Rathausneubau erhalt die postalische Adresse Emil-Barth-Platz 1.

2.)
Die Stadtblcherei Haan wird in Emil-Barth-Stadtblcherei Haan umbenannt.

Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen
28 Ja / 0 Nein / 4 Enthaltungen / 1 nicht teilgenommen

10./ Offentlichkeitsbeteiligung- Wohnbaufladchenpotenziale
hier: Antrag der WLH-Fraktion vom 16.03.2024

Beschluss:

Der TOP wurde von der Tagesordnung genommen. Eine Beratung und
Beschlussfassung fanden daher nicht statt.

11./ Sachstand zur Initiative ,,Lebenswerte Stadte und Gemeinden* - Tempo 30
demnéachst auch auf Haaner HauptverkehrsstraBRen?
hier: Antrag der WLH-Fraktion vom 11.03.2024

Beschluss:

Nach Erlauterung der Verwaltung, dass dem Antrag aus rechtlicher Sicht nicht
entsprochen werden kann, wird der Antrag seitens der WLH-Fraktion zurickgezogen.



14

12./ 5. Anderung der Satzung iiber die Benutzung der Sportstitten der Stadt
Haan
Vorlage: 40/044/2023/1

Beschluss:

1./ Die Neufassung der Satzung der Stadt Haan uUber die Benutzung der
Sportstatten in Haan wird in der Fassung der Anlage 1 zu dieser
Beratungsvorlage beschlossen.

2./ Die als Anlage 2 vorgelegte Sportstattenordnung (Verhaltensregeln) wird zur
Kenntnis genommen.

Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen
30 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen / 3 nicht teilgenommen

13./ Satzung der Stadt Haan iiber die Anderung der Gebiihrensatzung fiir den
stadtischen Waldfriedhof 2024; hier Antrag der Fraktion WLH
Vorlage: 60/056/2023/1

Beschluss:

1. Die Verwaltung wird beauftragt zu prufen, wie die Bewirtschaftungskosten des
Waldfriedhofs gesenkt werden kdnnen. Maldgeblich soll gepruft werden, ob Teile
des Waldfriedhofs herausgenommen und an Dritte, beispielsweise flir die Anlage
eines Tierfriedhofs, verpachtet werden kdnnen.

2. Die Satzung der Stadt Haan Uber die 9. Anderung der Geblihrensatzung fir den
stadtischen Waldfriedhof in Haan (Friedhofsgeblhrensatzung) wird in der
Fassung der Anlage 1 beschlossen.

Die Satzung tritt zum 01.05.2024 in Kraft.

Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen
30 Ja / O nEin / 0 Enthaltungen / 3 nicht teilgenommen
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14./ Satzung der Stadt Haan iiber die 7. Anderung der Gebiihrensatzung fiir
den Rettungs- und Krankentransport der Stadt Haan
Vorlage: 60/065/2024

Beschluss:

Der Rat der Stadt Haan bes__chliefst, vorbehaltlich einer Einigung mit den Krankenkassen, die
Satzung Uber die 7. Anderung der Gebuhrensatzung fur den Rettungs- und
Krankentransportdienst der Stadt Haan.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig beschlossen
30 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen / 3 nicht teilgenommen

15./ Vergniigungssteuersatzung 2024
Vorlage: 20/099/2023

Beschluss:
Der Rat der Stadt Haan beschlief3t die als Anlage beigefligte Neufassung der

Satzung Uber die Erhebung von Vergnugungssteuer in der Stadt Haan
(Vergnligungssteuersatzung) zum 01.05.2024.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig beschlossen
30 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen / 3 nicht teilgenommen
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16./ Anderung der Kirmesgebiihrensatzung 2024
Vorlage: 60/064/2024

Beschluss:

Die Satzung zur 8. Anderung der Satzung der Stadt Haan Uber die Erhebung von
Gebuhren aus Anlass der Haaner Kirmes (Kirmesgeblhrensatzung) wird in der
Fassung der Anlage 1 mit folgenden Anderungen beschlossen:

§ 2 Satzungsanderungen

§ 1 Abs. 1 S. 1 erhalt folgenden Wortlaut: Die Stadt Haan erhebt von den
Teilnehmenden an der Haaner Kirmes, die sie jahrlich von Freitag bis Dienstag um
den vierten Sonntag im September als Ooffentliche Einrichtung veranstaltet,
Standgebuhren als Benutzungsgebuhren.

§ 3 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen
32 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen / 1 nicht teilgenommen

17.] Verkaufsoffener Sonntag 2024
Vorlage: WTK/056/2024

Beschluss:

Die Verordnung uber das Offenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass
im Jahr 2024 wird in der Fassung der Anlage 1 beschlossen.

Abstimmungserqgebnis:

mehrheitlich beschlossen
23 Ja / 8 Nein / 1 Enthaltung / 1 nicht teilgenommen
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18./ Satzung zur Anderung der Satzung zur Regelung des Marktwesens in der
Stadt Haan vom 12.01.1989
Vorlage: 32/038/2024

Beschluss:

Der Rat der Stadt beschlieRt die als Anlage 1 beigefligte Satzung zur Anderung der
Satzung zur Regelung des Marktwesens in der Stadt Haan.

Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen
32 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen / 1 nicht teilgenommen

18. Anderung der Wochenmarktsatzung
1./ hier: Antrag der WLH-Fraktion vom 14.12.2023

Protokoll:

Der Antrag hat sich mit Beschluss zu TOP 18 erledigt und ist daher nur noch zu
Informationszwecken aufgefuhrt.

19./ Wahl einer stellvertretenden Schiedsperson fur den Schiedsamtsbezirk Il
(West/ Mitte)
Vorlage: 32/036/2024

Beschluss:

Herr Andreas Seel wird zur stellvertretenden Schiedsperson flir den Schiedsamts-
bezirk Il (West/Mitte) der Stadt Haan gewahlt.

Abstimmunqgserqgebnis:

einstimmig beschlossen
32 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen / 1 nicht teilgenommen
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20./ Projektplan mit Sachstandsbericht des Amtes fiir Gebaudemanagement
Vorlage: 65/059/2024

Beschluss:

1. Der Rat der Stadt Haan nimmt die Vorlage — Projektplan mit Sachstandsbericht
des Amtes flr Gebaudemanagement (Stand 31.01.2024 - s. Anlagen) zur
Kenntnis.

2. Der Rat stimmt den von der Verwaltung vorgeschlagenen Anderungen der im
Projektplan festgehaltenen Priorisierung der Maldnahmen zu.

Abstimmungserqgebnis:

mehrheitlich beschlossen
26 Ja / 6 Nein / 0 Enthaltungen / 1 nicht teilgenommen

21./ Projektplan stadtische Bauprojekte
hier: Antrag der WLH-Fraktion vom 18.12.2023

Protokoll:

Stv. Lukat erlautert und wirbt fur den Antrag der WLH-Fraktion.

Stv. Rehm fuhrt aus, dass es wenig Sinn mache, Uber den gesamten Projektplan zu
debattieren. Stattdessen sollten gezielte Antrdge zu den jeweiligen Bauprojekten
gestellt werden. So kdnne der Fachausschuss und auch der Rat fokussierter beraten
und beschliel3en.

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt einen Projektplan zu erstellen, in dem die Bauprojekte
mit personellen und finanziellen Mitteln eingestellt sind, welche aufgrund gesetzlicher
Vorgaben und aufgrund Schadstoffbelastungen zeithah umgesetzt werden mussen.
FUr diese Projekte sind die Projektphasen zu terminieren.

Bei allen weiteren Projekten wird dem HFA und Rat eine Entscheidungsvorlage
erstellt, welche deren Realisierungsmadglichkeit mit personellen und finanziellen
Notwendigkeiten aufzeigt.

Abstimmungserqgebnis:

mehrheitlich abgelehnt
7 Ja / 26 Nein / 0 Enthaltungen
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22./ Organisationsuntersuchung des Amtes fiir Gebaudemanagement
- Empfehlungen zum Personalbedarf
- Allgemeine Handlungsempfehlungen
Vorlage: 10/150/2023

Beschluss:

1. Der Rat nimmt die Ergebnisse der externen Organisationsuntersuchung des Amtes
fur Gebaudemanagement laut Anlage zur Kenntnis.

2, Die Verwaltung wird beauftragt, die Empfehlungen zum Personalmehrbedarf in den
Stellenplan 2024 ff in modifizierter Form wie folgt einzubauen und umzusetzen:

In der Abteilung 65-1 (Kaufmannisches/Infrastrukturelles Gebdudemanagement):

a) gestrichen

b) Die Stelle ,Archivierung, Digitalisierung” (65/17) wird umgewandelt in eine Stelle
»,Kaufmannisches Gebaudemanagement®.

In der Abteilung 65-2 (Technisches Gebdudemanagement):
¢) In Abweichung von den Empfehlungen wird eine neue Stelle ,Projektleitung nicht
geschaffen.

d) Die Stelle 65/12 ,Bauwerk/Technische Anlagen/Elektro-/Férderanlagen® wird in eine Stelle
»Koordination Bauunterhalt‘ umgewandelt und von EG 10 auf EG 11 angehoben.

e) Es wird eine neue Vollzeitstelle Elektrotechniker (EG 10) fir die Aufgaben der Inspektion,
Wartung/Prifung, Storfallbeseitigung elektrischer Anlagen, Foérderanlagen,
Brandschutzeinrichtungen eingerichtet.

f) Es wird eine neue Vollzeitstelle (EG 10) fur die Aufgaben der Inspektion, Wartung/Prifung,
Storfallbeseitigung der befestigten Au3enanlagen eingerichtet.

3. gestrichen

4, Das Amt flir Gebaudemanagement wird beauftragt, die allgemeinen

Handlungsempfehlungen der Organisationsuntersuchung so schnell wie mdglich

umsetzen und hierzu nach erfolgreicher Realisierung im SPUBA zu berichten.
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Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen
32 Ja / 0 Nein / 1 Enthaltung

22. Personalbedarf Hausmeister im Gebaudemanagement

1./ hier: Erganzungsvorlage zur Vorlage ,,Organisationsuntersuchung des
Amtes fir Gebaudemanagement* (Vorlage: 10/150/2023)
Vorlage: 10/150/2023/1

Beschluss:

Der Rat der Stadt Haan spricht sich gegen die von der BSL-Managementberatung
GmbH empfohlene Reduzierung von Hausmeisterstellen i.H.v. 2,56 VZA aus.

Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen
32 Ja / 0 Nein / 1 Enthaltung

22. Organisationsuntersuchung des Amtes fiir Gebaudemanagement
2./ -MaRnahmenplan
Vorlage: 10/150/2023/2

Beschluss:

Der Rat der Stadt Haan nimmt die Ausfuhrungen der Verwaltung zur Umsetzung der
Empfehlungen aus der  Organisationsuntersuchung des Amtes  fur
Gebaudemanagement zur Kenntnis. Konkrete Beschlussempfehlungen sind in den
Vorlagen Nr. 10/150/2023 und 10/150/2023/1 enthalten.

Abstimmunqgserqgebnis:

einvernehmlich
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23./ Fortschreibung Gleichstellungsplan fiir die Jahre 2024 bis 2029
Vorlage: GSB/005/2024

Protokoll:

Stv. Leonhardt merkt an, dass die CDU-Fraktion den Gleichstellungsplan gerne
zunachst im Fachausschuss beraten hatte. Sie halte den Plan aber fur gut
ausgearbeitet, so dass sie diesem auch so zustimmen kénne. Sie bedankt sich bei
der Gleichstellungsbeauftragten der Verwaltung, Frau Krengel fur die gute Arbeit.

Stv. Kunkel-Gratz stimmt dem zu und bedankt sich ebenfalls flir den
Gleichstellungsplan.

Stv. Lukat merkt an, dass der Gleichstellungsplan im Vorfeld ja bereits mit der
Personalverwaltung und dem Personalrat abgestimmt wurde. Insofern bendtige die
WLH-Fraktion nicht zwingend eine Beratung im Ausschuss.

Stv. Rehm regt zuklnftig eine Beratung im Ausschuss fir Soziales, Integration und
Generationen an, da eine erstmalige Beratung und Beschlussfassung im Rat dafur
sorgen konne, dass ein solch wichtiges Thema nicht genuigend Berucksichtigung
finde.

Mitteilung der Gleichstellungsbeauftragten zu Protokoll:

Die Anzahl der Telearbeitsplatze betragt in Summe zum Stichtag der
Datenerhebung im letzten Jahr 123 Platze. Die Angabe der 121 Platze ist
damit nicht richtig. Die Zahl heute ist allerdings auch schon wieder auf 135
Platze gestiegen. Daran lasst sich erkennen, dass ein kontinuierlicher
Zuwachs besteht.

Weiter mochte ich mitteilen, dass aus meiner Sicht der DOPA der
Fachausschuss ware, in denen die MaRnahmen des Gleichstellungsplanes
besprochen werden konnten. Der Sozialausschuss ist nach meinem
Empfinden hierfur der falsche Ausschuss. Im Sozialausschuss berichte ich zu
den Themen im Arbeitsfeld ,Gewaltschutz”, welches sich auch auf den
internen und externen Bereich erstreckt. An dieser Berichterstattung andert
sich naturlich nichts, die wird es weiterhin geben.

Gem. § 5 Abs. 4 LGG NRW st der Gleichstellungsplan durch die
Vertreter:innen der kommunalen Koérperschaft zu beschlieBen, in Haan ist das
zustandige Vertretungsorgan der Rat. Deshalb wurde die Fortschreibung von
mir eben nicht vorab in den Fachausschuss zur Beratung gegeben. Gleichwohl
kann der Rat diese Aufgabe auf den Fachausschuss Ubertragen. Das haben
die Fraktionen am Dienstag ja jetzt auch so vereinbart. Was ich noch nicht
ganz verstanden habe, ist die Frage, was im Fachausschuss passieren soll.
Wenn der Fachausschuss inhaltlich an der Fortschreibung mitwirken maéchte,
meine ich, konnte das evil. zu weit gegriffen sein. Anregungen und Vorschlage
sind sicherlich immer willkommen, eine weitreichende Mitwirkung der
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Kommunalpolitiker kann es aus meiner Sicht nicht geben. Insbesondere well
gem. § 5 Abs. 10 LGG die Personalentwicklung Sache der Dienststelle ist.
Meiner Meinung nach liegt die Verantwortung des Rates bei der Uberpriifung
der Zielerreichung. Wir kdnnen es auf uns zukommen lassen und im konkreten
Fall Uberlegen, ob das zu weit geht oder eben nicht. Der Rat hat
selbstverstandlich gem. § 5 Abs. 7 LGG NRW alle zwei Jahre einen Anspruch
auf Berichterstattung. Die Erklarung, warum ich diesen Anspruch bisher nicht
erfillt habe, liegt darin begrindet, dass der Bericht nicht von der Politik
eingefordert wurde. Zugebenermallen muss ich gestehen, dass ich davon
ausgegangen bin, dass vermutlich kein Interesse an dem Bericht besteht,
weshalb ich in meiner eigenen Priorisierung der zu erledigenden Aufgaben mir
diese Arbeit aufgrund der hohen Arbeitsauslastung und wegen der
Dringlichkeit anderer Aufgaben eingespart habe. Nattrlich freue ich mich Gber
das Interesse der Politik und werde gerne berichten. Das nachste Mal ware es
dann im Jahr 2026, meiner Meinung nach im Fachausschuss flr
Digitalisierung, Organisation, Personal und Controlling. Wenn diesem
Vorschlag nicht gefolgt wird, auch in jedem anderen Ausschuss.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Haan stimmt dem Gleichstellungsplan der Stadt Haan 2024 bis
2029 zu.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig beschlossen

24./ Stellenplan 2024

hier: Anpassung des Rettungsdienstbedarfsplans
Vorlage: 10/157/2024

Beschluss:

Der Rat der Stadt Haan stimmt der Aufnahme von 3,0 VZA Notfallsanitater_in (N 8)

und
2,0

VZA Rettungssanitater in (EG 6) aufgrund der Anpassung des

Rettungsdienstbedarfsplans zu.

Abstimmunqgserqgebnis:

einstimmig beschlossen
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25./ Stellenplan der Stadt Haan fir das Jahr 2024
hier: Konsolidierungsvorschlage der Verwaltung / Wegfall von
Stellenanteilen mit Stellenplan 2024
Vorlage: 10/156/2024

Protokoll:

zu 2.

Stv. Ruppert merkt an, dass der Stellenplan in den letzten Jahren im Durchschnitt
um ca. 8% gewachsen sei. Den Beschlussvorschlag der Verwaltung diese Stelle zu
streichen, unterstutze er daher.

Stv. Rehm flihrt aus, dass die Stelle mit Fordermitteln finanziert werde. Das Klima
verandere sich, daher bedarf es jeder Unterstutzung.

zu 3.

Stv. Rehm verweist auf die Beratungen im Jugendhilfeausschuss, nach denen es
einen Ersatz seitens der Caritas fur die wegfallende Stelle geben werde. Insofern
konne der Streichung zugestimmt werden.

zu 7.

Stv. Blossey erlautert, dass diese Stelle eine Investition in die Zukunft der Haaner
Kinder und Schulen sei, weshalb die SPD-Fraktion daflir pladiere, diese Stelle im
Stellenplan zu belassen.

zu 8.

Stv. Stracke verweist auf die Empfehlungen aus der Organisationsuntersuchung des
Gebaudemanagements. Die SPD-Fraktion mdchte diesen folgen und spreche sich
daher gegen eine Streichung der Stelle aus.

zu 10.

Stv. Lukat merkt an, dass die Stadt in dem Bereich viel fremd vergeben hatte. Nach
Auflassung der WLH-Fraktion solle hierbei eher auf eigene Krafte gesetzt werden.
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Beschluss:

1. Die vakante Stelle ,Freiraumplaner/in“ wird aus dem Stellenplan 2024 gestrichen.

2. Die vakante Stelle ,Klimaanpassungsmanager/in“ wird aus dem Stellenplan 2024
gestrichen.

3. Die Stellenanteile fur die aufsuchende Jugendarbeit werden aus dem Stellenplan
2024 gestrichen.

4. Ein Stellenanteil fir Erzieherinnen wird aus dem Stellenplan 2024 gestrichen.
Die Verwaltung erhalt einen Prifauftrag Gber die mogliche Aufstockung der
Stellensituation um plus 1, um zwei PIA-Stellen vorzuhalten.

5. Die Stelle 50/24 (Sachbearbeitung Wohngeld; 1,0 VZA) wird aus dem Stellenplan
2024 gestrichen.

6. 2,7 VZA im Kommunalen Ordnungsdienst (Stellennummern: 32/23, 32/24 und
32/25) sowie 1,0 VZA im Aul3endienst (Stellennummer: 32/6) werden aus dem
Stellenplan 2024 gestrichen.

7. 1,5VZA in der Schulsozialarbeit werden aus dem Stellenplan 2024 gestrichen.

8. Eine Stelle Projektingenieur_in (1,0 VZA) wird aus dem Stellenplan 2024
gestrichen.

9. Die Stelle Sachbearbeitung Grundstlicksverkehr, Verwaltung wird um 0,2 VZA
reduziert.

10. Bei den Reinigungskraften werden 0,7 VZA aus dem Stellenplan 2024
gestrichen.

Abstimmungsergebnisse:

Zu1.
einstimmig beschlossen

Zu 2.
mehrheitlich abgelehnt
15Ja / 18 Nein / 0 Enthaltungen

Zu 3.
einstimmig beschlossen

Zu 4.
einstimmig beschlossen
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Zu 5.
einstimmig beschlossen

Zu 6.
einstimmig beschlossen

Zu7.
mehrheitlich abgelehnt
10Ja / 19 Nein / 4 Enthaltungen

Zu 8.
mehrheitlich abgelehnt
15Ja / 18 Nein / 0 Enthaltungen

Zu 9.
einstimmig beschlossen

Zu 10.
mehrheitlich beschlossen
20 Ja / 11 Nein / 2 Enthaltungen

26./ Stellenplan der Stadt Haan fur das Jahr 2024
Vorlage: 10/136/2023

Protokoll:

Stv. Ruppert kritisiert, dass der Stellenzuwachs in den letzten 5 Jahren ca. 50%
betrage. Aus Sicht der FDP-Fraktion bestehe gerade hier groRes Potenzial
Kosteneinsparungen vorzunehmen. Die FDP-Fraktion werde dem Stellenplan daher
nicht zustimmen.

Stv. Lukat flhrt aus, dass die WLH-Fraktion dem Stellenplan ebenfalls nicht
zustimmen werde.

Stv. Lemke erlautert fir die CDU-Fraktion, dass diese dem Stellenplan zustimmen
konne.

Stv. Stracke signalisiert ebenfalls die Zustimmung seitens der SPD-Fraktion.

Beschluss zu Uberstunden Feuerwehr und Rettungsdienst:

Die Auszahlung der anfallenden Uberstunden im Brandschutz sowie im
Krankentransport und Rettungsdienst wird unbefristet verlangert.
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Beschluss zum Stellenplan:

Der Stellenplan fur das Haushaltsjahr 2024 wird entsprechend dem in Anlage 1
beigefligten Verwaltungsentwurf verabschiedet.

Den personalwirtschaftlichen und organisatorischen MalRnahmen nach Ziffer 2.7 wird
zugestimmt.

Uberstunden sind nur gegen Freizeitausgleich zu genehmigen. Ausnahmen kénnen

mit Zustimmung des Rates zugelassen werden (Beschluss des Rates vom
12.05.2015, TOP 9.2.2).

Abstimmungserqgebnisse:

Zu den Uberstunden der Feuerwehr und des Rettungsdienstes
einstimmig beschlossen

zum Stellenplan 2024
mehrheitlich beschlossen
23 Ja / 8 Nein / 2 Enthaltungen

27./ Haushaltsplanberatungen 2024
Vorlage: 20/109/2023/1

Protokoll:

Hinweis:

Fir die einzelnen Verdnderungsantrége wird auf die Vorlage 20/109/2023/1 im
Ratsinformationssystem verwiesen. Die Beschliisse sind nachfolgend gem. der
Arbeitsunterlage der Kémmerei aufgefiihrt. Diese ist ebenfalls in der 0.g. Vorlage
einsehbar.

1. Block: Veranderungsantrage, die in einem separaten TOP behandelt wurden

Siehe entsprechenden Hinweis in der Arbeitsunterlage und Beschluss zum jeweiligen
TOP.

2. Block: Veranderungsantrédge, die ohne Auswirkung auf den Haushalt 2024 sir

Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen
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3. Block: alle einstimmig beschlossenen Veranderungsantrage (mit und ohne
Enthaltungen)

Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen

4. Block: alle bislang nicht beratenen Antrage

P06 — Antrag der SPD-Fraktion: Umgestaltung AuRenanlage Schulzentrum
Stv. Diirr erldutert den Antrag der SPD-Fraktion.

Stv. Wahlers merkt an, dass der Antrag eher etwas fur den Ausschuss fur Bildung
und Sport (BSA) sei. Es seien noch finanzielle Mittel vorhanden, weshalb die
Aulenanlage der Gesamtschule weiterhin erneuert werde.

Stv. Rehm flhrt aus, dass jedoch auch genligend finanzielle Mittel vorhanden seien
mussten. Er bittet daher die Verwaltung um eine Stellungnahme.

Stv. Stracke bestatigt, dass im BSA bereits hieruber gesprochen worden sei. Jedoch
habe bisher noch keine Diskussion im Rahmen der Haushaltsplanberatungen
stattgefunden.

1. Bgo. Herz erklart, dass die finanziellen Mittel aus dem letzten Jahr noch zur
Verfligung stliinden. Sie kénne jedoch nicht versprechen, dass alle Malinahmen
bereits in diesem Jahr umgesetzt werden konnten. Die Verwaltung spreche sich aber
fur den Antrag aus.

Stv. Lukat erlautert, dass die WLH-Fraktion davon ausgegangen sei, dass die
damalig bewilligten finanziellen Mittel ausreichend seien. Der geforderte Betrag kédme
hierzu noch oben drauf. Sofern diese zwingend notwendig seien, werde die WLH
ebenfalls ihre Zustimmung geben, jedoch durfe dies nicht dazu fuhren, dass andere
Maflnahmen dadurch nicht umgesetzt werden.

Abstimmungsergebnis:

mehrheitlich beschlossen
31Ja / 1 Nein / 0 Enthaltungen / 1 nicht teilgenommen

P07 — Antrag der WLH-Fraktion: Einrichtung digitaler Blirgerbeteiligung

Nach Erlauterungen der Verwaltung erklart die WLH-Fraktion, dass sich der Antrag
erledigt habe und zieht diesen zurick.
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5. Block: alle mehrheitlich beschlossenen Antréage

Abstimmungserqgebnis:

mehrheitlich angenommen
26 Ja / 7 Nein / 0 Enthaltungen

6. Block: alle in den Fachausschiissen abgelehnten Antrage

P02 — Antrag der GAL-Fraktion: Hebesatzanpassung Gewerbesteuer

Stv. Rehm erlautert den Antrag der GAL-Fraktion und wirbt dafir diesem
zuzustimmen. Eine Anhebung der Grundsteuer B wirde nicht nur die Eigentimer,
sondern Uber die Miete bzw. die Nebenkosten auch auf Mieter umgelegt. Auch mit
Blick auf die ohnehin bereits vorhandenen Preissteigerungen in allen Bereichen
wlrden besonders Geringverdiener darunter leiden. Die Gewerbesteuer sei
dahingegen seit 2015 nicht verandert worden, weshalb die GAL-Fraktion der Meinung
sei, dass es an der Zeit sei, dies zu andern.

StVD‘in  Abel teilt mit, dass die bisherigen Berechnungsgrundlagen
verfassungswidrig gewesen seien, weshalb bei der Grundsteuer viele davon profitiert
haben. Diese Verfassungswidrigkeit werde mit der Grundsteuerreform behoben.
Lediglich die Gewerbesteuer anzuheben konne den Eindruck erwecken, dass die
Gewerbetreibenden fiur alles aufkommen mussten, was ein schlechtes Signal
gegenuber dieser Gruppe darstellen wirde, zumal auch die kleinen Gewerbe davon
betroffen seien.

Bezlglich der Einnahmen durch die Gewerbesteuer sehe die Verwaltung kein
Problem, hier stehe man im Vergleich gut dar. Als Kammerin empfehle sie daher,
nicht den Ast abzusdgen, auf dem man sitze und die Wirtschaft nicht mehr zu
belasten als ohnehin schon. Vor allem die groRen Gewerbetreibenden seien in der
Lage mit der Situation entsprechend umzugehen und koénnten die Mdglichkeit in
Betracht ziehen, Haan zu verlassen.

Stv. Rehm verweist nochmals auf die Probleme der Stadt bezliglich der Knappheit
von gunstigem Wohnraum.

Stv. Stracke fuhrt aus, dass die Wohnraumsituation auch im Blick der
Gewerbetreibenden ist, wenn diese entscheiden, wo sie sich ansiedeln. Die SPD-
Fraktion werde einer Erhdohung der Grundsteuer auf 510% bei gleichzeitiger
Anhebung der Gewerbesteuer auf 430% zustimmen, um die Belastung auf beide
Bereiche zu verteilen. Er weist auch nochmal darauf hin, dass in Haan nicht
ausschliefBlich reiche Personen wohnen wirden. Es gabe auch einen grol3en Teil, der
nur wenig finanzielle Mittel zur Verfugung habe.
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Stv. Ruppert stimmt den Ausfuhrungen des Stv. Rehm insofern zu, dass man die
Grundsteuer nicht jedes Jahr anheben kénne. Er verweist jedoch darauf, dass die
Gewerbesteuer in unmittelbarer Umgebung niedriger sei als in Haan. Zudem wurden
héhere Einnahmen nicht das Ausgabenproblem der Stadt bewaltigen kénnen.

Stv. Lukat merkt an, dass eine Steuererhhung zum Ausgleich des Haushaltes ein
recht unkreativer Vorschlag sei. Dies musse immer das letzte Mittel sein. Die WLH-
Fraktion sehe jedoch nicht, dass die Verwaltung ihr gesamtes Einsparpotenzial
genutzt habe, beispielsweise bei der Instandsetzung von Gebauden oder mdglichen
Einsparungen bei Reinigungsleistungen. Die WLH-Fraktion konne einem Haushalt
mit SteuererhOhungen nicht zustimmen, es sei denn, es gabe keine andere
Maoglichkeit. Hier sei dies jedoch nicht der Fall.

StVD’in Abel merkt an, dass die finanziellen Mittel flr die Instandsetzung
hauptsachlich die ehemalige Landesfinanzschule betreffen. Da das Land der Stadt
bezlglich des Gelandes der Landesfinanzschule nicht entgegenkomme und
meistbietend verauRern mochte, werden die Instandhaltungsmittel in andere
Immobilien flieken missen, um ausreichend Wohnraum zur Verfligung stellen zu
kénnen.

Stv. Lemke erlautert, dass die kommunale Daseinsfursorge wichtig sei und das Geld
hierfir irgendwo herkommen musse. Auch die CDU-Fraktion hatte sich diesbeziglich
einen anderen Vorschlag der Verwaltung gewlnscht. Der Antrag der GAL-Fraktion
sei jedoch eine Kampfansage an die Gewerbetreibenden in Haan. Er gebe jedoch zu,
dass es schwierig sei, zu entscheiden, wer starker belastet werden soll, da durch die
allgemeinen Preissteigerungen bereits alle gleichermalRen belastet seien. Es sei
jedoch wichtig, den Haushalt heute zu beschliel3en, so dass die geplanten Projekte
weiterlaufen kénnen.

Stv. Giebels fuhrt aus, dass es flir beide Anhebungen gute Argumente gabe. Der
Stellungnahme der IHK konne er folgen. Kritik dul3ert er jedoch an der Stellungnahme
der Kammerin. Einige wenige, gutverdienende Einwohner in Haan wurden die
Statistik nach oben heben, so dass der Eindruck entstehe, in Haan wurden
uberwiegend Gutverdiener leben. Dem sei jedoch nicht so. Einem Haushalt mit
Steuererhéhungen kdnne auch er nicht zustimmen.

Bgm’in Dr. Warnecke unterbricht die Sitzung daraufhin von 20:43 Uhr bis 21:09 Uhr
um den Fraktionen die Gelegenheit zu geben, sich beziglich des
Beschlussvorschlages der Verwaltung zu den Anhebungen der Gewerbe- und
Grundsteuer auszutauschen.

Sie lasst im Anschluss an die Sitzungsunterbrechung Uber den Antrag der GAL-
Fraktion, sowie einen Beschlussvorschlag zur Anhebung der Gewerbe- und
Grundsteuer abstimmen.

Abstimmungsergebnis zum Antraq der GAL-Fraktion:

mehrheitlich abgelehnt
5Ja / 27 Nein / 0 Enthaltungen / 1 nicht teilgenommen
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siehe hierzu auch TOP 27.2 und 27.3

Abstimmungserqgebnis:

mehrheitlich beschlossen
18 Ja / 13 Nein / 1 Enthaltung / 1 nicht teilgenommen

P03 — Antrag der WLH-Fraktion: Sportplatz Hochdahler StraRe

Abstimmungsergebnis:

mehrheitlich abgelehnt
6 Ja / 27 Nein / 0 Enthaltungen

7. Block: alle im Laufe der Haushaltsplanberatungen zuriickgezogenen /
zuruckgestellten Antrage

Hierzu liegen keine Antrage vor.

Hinweis: Der TOP 27 wurde nach Beratung aller weiteren Tagesordnungspunkte
erneut zur Beschlussfassung der Haushaltssatzung der Stadt Haan fiir das Jahr 2024
aufgerufen. Im Protokoll ist dies jedoch zur besseren Lesbarkeit an dieser Stelle
vermerkt.

Stv. Rehm fuhrt zum gesamten Haushalt aus, dass die GAL-Fraktion das ganze Jahr
Uber Antrage gestellt habe, Kosten einzusparen. Als Beispiel verweist er hierzu auf
den Antrag der GAL-Fraktion, das neue Rathaus im Technologiepark zu errichten.
Diese wurden jedoch abgelehnt. Jetzt werde jedoch Kompromissbereitschaft
verlangt. Die GAL-Fraktion werde dem Haushalt nicht zustimmen.

StVD’in Abel verliest im Anschluss die zu beschlieende Haushaltssatzung und
deren Anderungen zum Entwurf.

Bgm’in Dr. Warnecke lasst im Anschluss hiertber abstimmen.

Beschluss:

1. Die vorgelegten Einwendungen bezlglich der Elternbeitrage werden zur Kenntnis
genommen. Ein Beschluss wird hierzu nicht gefasst.

2. Der am 24.10.2023 vorgelegte Entwurf der Haushaltssatzung 2024 nebst Anlagen
wird unter Berlcksichtigung der Beschlisse zu den einzelnen Veranderungsantragen
beschlossen.
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Abstimmungserqgebnis:

mehrheitlich beschlossen
18 Ja / 14 Nein / 0 Enthaltungen / 1 nicht teilgenommen

27. Haushaltsplanberatungen 2024; Umwelt und Mobilitat
1./ Vorlage: 20/101/2023/1

Beschluss:

Der TOP wurde gemeinsam mit TOP 27 beraten und beschlossen. Der
entsprechende Beschluss ist daher unter TOP 27 aufgefuhrt.

27. Hebesatzanpassung Gewerbesteuer
2./ hier: Antrag der GAL-Fraktion vom 06.02.2024

Beschluss:
Der Gewerbesteuerhebesatz wird per 01.01.2024 auf 460 Prozentpunkte angehoben.

Der § 1 der Satzung der Stadt Haan uber die Erhebung der Grundsteuer und
Gewerbesteuer wird entsprechend angepasst.

Abstimmungsergebnis:

mehrheitlich abgelehnt
5Ja / 27 Nein / 0 Enthaltungen / 1 nicht teilgenommen
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27. Hebesatzanpassung - Grundsteuer
3./ Vorlage: 20/098/2023

Beschluss:

§ 1 der Satzung der Stadt Haan Uber die Erhebung der Grundsteuer und der
Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der Stadt Haan wird wie folgt geandert:

Die Steuersatze flr die Realsteuern werden ab dem 1.1.2024 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

1.1 fur die land- und forstwirtschaftlichen

Betriebe (Grundsteuer A) auf 254 v.H.
1.2 fur die Grundstucke (Grundsteuer B) auf 510 v.H.
2. Gewerbesteuer auf 427 v.H.

Abstimmungserqgebnis:

mehrheitlich beschlossen
18 Ja / 13 Nein / 1 Enthaltung / 1 nicht teilgenommen

28./ Millvermeidung - Wahlen 2025
hier: Antrag der WLH-Fraktion vom 14.02.2024

Beschluss:

Der Antrag wurde bereits in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses mit
einem Arbeitsauftrag an die Verwaltung beschlossen. Ein erneuter Beschluss im Rat
erfolgt daher nicht.

Der Arbeitsauftrag an die Verwaltung lautet wie folgt:
,Die Verwaltung wird beauftragt, eine rechtliche Prifung der Mdbglichkeiten der

Plakatierungen zur Kommunalwahl 2025 vorzunehmen und aufzuzeigen, wie die
Plakatierung méglichst miillvermeidend gestaltet werden kann.*
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29./ Anzeige von Nebentatigkeiten gem. § 17 Abs. 2
Korruptionsbekampfungsgesetz
Vorlage: 10/164/2024

Beschluss:

Der Rat der Stadt Haan nimmt die Anzeige der Burgermeisterin Uber ihre ausgeubten
Nebentatigkeiten im Jahre 2023 zur Kenntnis.

Abstimmungserqgebnis:

einvernehmlich

30./ Neubesetzung von Ausschiissen

Beschluss:

Dem vorliegenden Antrag der CDU-Fraktion auf Neubesetzung von Ausschissen
vom 09.04.2024 wird zugestimmt.

Abstimmungserqgebnis:

einstimmig beschlossen

31./ Beantwortung von Anfragen

Protokoll:

Stv. Lukat bittet um Mitteilung des Sachstandes zu den Bearbeitungszeiten der
Bauaufsicht.

Bgm’in Dr. Warnecke fiuihrt aus, dass derzeit lediglich ein fester Sachbearbeiter in
der Bauaufsicht tatig sei, welcher durch eine Aushilfskraft aus Mettmann fir 10
Stunden die Woche unterstitzt wird.

Stv. Rehm verweist darauf, dass die Bauaufsicht auch hoheitliche und vor allem
sicherheitsrelevante Prufauftrage wahrnehme.
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Bgm’in Dr. Warnecke erlautert, dass die sicherheitsrelevanten Priufauftrage derzeit
noch abgearbeitet werden kdénnen. Sie erlautert jedoch auch, dass, sollte kein neues
Personal fur die Bauaufsicht gefunden werden konnen, sich die Situation durchaus
verschlechtern konne.

Weitere Anfragen liegen nicht vor.

32./ Mitteilungen

Protokoll:

Es liegen keine Mitteilungen vor.



	Name
	Text
	Anwesenheit
	BM_TEXT1
	BM_Text2
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu

